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290. Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 40 Mistelbacher Straße im Bereich der
Marktgemeinde Ernstbrunn

291. Verordnung: Delegierung von Befugnissen hinsichtlich einer elektrischen Leitungsanlage an den
Landeshauptmann von Burgenland und an den Landeshauptmann von Niederöster-
reich

292. Verordnung: Gleichwertigkeit pohlischer Reifezeugnisse
293. Verordnung: Gleichwertigkeit tschechoslowakischer Reifezeugnisse

290. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 22. Mai
1990 betreffend die Bestimmung des Straßen-
verlaufes der B 40 Mistelbacher Straße im

Bereich der Marktgemeinde Ernstbrunn

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Buhdesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 40
Mistelbacher Straße wird im Bereich der Marktge-
meinde Ernstbrunn wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse führt von
km 28,92 bis km 29,11 und von km 30,09 bis
km 30,36.

Im einzelnen ist der Verlauf der neuen
Straßentrasse aus den beim Bundesministerium für
wirtschaftliche Angelegenheiten, dem Amt der
Niederösterreichischen Landesregierung sowie bei
der Marktgemeinde Ernstbrunn aufliegenden Plan-
unterlagen (Plan Nr. B 40/13-89 im Maßstab
1 : 2 000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf die
vorangeführten Straßenabschnitte Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel

291. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 23. Mai
1990 über die Delegierung von Befugnissen
hinsichtlich einer elektrischen Leitungsanlage
an den Landeshauptmann von Burgenland und
an den Landeshauptmann von Niederösterreich

Auf Grund des § 25 des Bundesgesetzes vom
6. Feber 1968, BGBl. Nr. 70, über elektrische

Leitungsanlagen, die sich auf zwei oder mehrere
Bundesländer erstrecken (Starkstromwegegesetz
1968), wird verordnet:

Die Landeshauptmänner von Burgenland und
Niederösterreich werden ermächtigt, anstelle des
Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenhei-
ten die auf Grund des Starkstromwegegesetzes 1968.
zum Bau und Betrieb erforderlichen Amtshandlun-
gen einschließlich der Erlassung der Bescheide im
Rahmen ihres jeweiligen Wirkungsbereiches für die
elektrische Leitungsanlage der Bewilligungswerber
in Burgenländische Elektrizitätswirtschafts-AG
„20 kV-Erdkabel Station Tusch-Umspannwerk
Neudörfl" vorzunehmen.

Schüssel

292 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 24. Mai 1990
über die Gleichwertigkeit polnischer Reife-

zeugnisse

Auf Grund des Art. 3 des Übereinkommens über
die Anerkennung von Hochschulstudien, Universi-
tätsdiplomen und akademischen Graden in den
Staaten der Region Europa, BGBl. Nr. 244/1986, in
Verbindung mit der Erklärung der Republik
Österreich anläßlich der Ratifikation dieses Über-
einkommens wird verordnet:

§ 1. (1) Für die Zulassung in Österreich zu
Studien an Universitäten sowie für die Aufnahme zu
jenen Studien an Hochschulen künstlerischer
Richtung, für die ein Reifezeugnis Aufnahmsvor-
aussetzung ist, werden die in Polen ausgestellten
Zeugnisse als gleichwertig anerkannt.

(2) Der Ausdruck „Zeugnis" im Abs. 1 bedeutet
alle Zeugnisse, Bescheinigungen oder sonstigen
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Urkunden — ohne Rücksicht auf die Form der
Ausstellung —, die dem Inhaber die Voraussetzung
verleihen, seine Zulassung zu einer Universität in
Polen zu beantragen.

(3) Der Ausdruck „Universität" im Abs. 2
bedeutet die in Polen gelegenen Universitäten sowie
jene Institutionen, denen in Polen Hochschulcha-
rakter zuerkannt wird, und die den österreichischen
Universitäten (Hochschulen künstlerischer Rich-
tung) gleichrangig sind.

§ 2. Für die Zulassung (Aufnahme) in Österreich
werden alle weiteren Zulassungs(Aufnahms)voraus-
setzungen einschließlich der für einzelne Studien-
richtungen beziehungsweise Studienzweige beste-
henden besonderen Erfordernisse, Kenntnisse und
Fertigkeiten sowie künstlerischen Begabungen ge-
mäß den Studiengesetzen, der Universitätsberechti-
gungsverordnung und den Studienordnungen nicht
berührt.

§3. Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 1990 in
Kraft.

Busek

293. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 24. Mai 1990
über die Gleichwertigkeit tschechoslowaki-

scher Reifezeugnisse

Auf Grund des Art. 3 des Übereinkommens über
die Anerkennung von Hochschulstudien, Universi-
tätsdiplomen und akademischen Graden in den
Staaten der Region Europa, BGBl. Nr. 244/1986, in
Verbindung mit der Erklärung der Republik

Österreich anläßlich der Ratifikation dieses Über-
einkommens wird verordnet:

§ 1. (1) Für die Zulassung in Österreich zu
Studien an Universitäten sowie für die Aufnahme zu
jenen Studien an Hochschulen künstlerischer
Richtung, für die ein Reifezeugnis Aufnahmsvor-
aussetzung ist, werden die in der Tschechischen und
Slowakischen Föderativen Republik ausgestellten
Zeugnisse als gleichwertig anerkannt.

(2) Der Ausdruck „Zeugnis" im Abs. 1 bedeutet
alle Zeugnisse, Bescheinigungen oder sonstigen
Urkunden — ohne Rücksicht auf die Form der
Ausstellung —, die dem Inhaber die Voraussetzung
verleihen, seine Zulassung zu einer Universität in
der Tschechischen und Slowakischen Föderativen
Republik zu beantragen.

(3) Der Ausdruck „Universität" im Abs. 2
bedeutet die in der Tschechischen und Slowaki-
schen Föderativen Republik gelegenen Universitä-
ten sowie jene Institutionen, denen in der
Tschechischen und Slowakischen Föderativen Re-
publik Hochschulcharakter zuerkannt wird, und die
den österreichischen Universitäten (Hochschulen
künstlerischer Richtung) gleichrangig sind.

§ 2. Für die Zulassung (Aufnahme) in Österreich
werden alle weiteren Zulassungs(Aufnahms)voraus-
setzungen einschließlich der für einzelne Studien-
richtungen beziehungsweise Studienzweige beste-
henden besonderen Erfordernisse, Kenntnisse und
Fertigkeiten sowie künstlerischen Begabungen ge-
mäß den Studiengesetzen, der Universitätsberechti-
gungsverordnung und den Studienordnungen nicht
berührt.

§3. Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 1990 in
Kraft.

Busek


